






































































23. Kapitel 

Jugend als Chance zur Selbständigkeit 

Politik für die Jugend ist Politik für Niedersachsen insgesamt, wenn wir die Zukunfts­
fähigkeit unseres Landes langfristig erhalten wollen. Politik für die Jugend darf sich nicht in 
Sonntagsreden erschöpfen, sondern muß auf die konkrete Lebenssituation junger Menschen 
eingehen, ihnen ohne Bevormundung Unterstützung geben, Perspektiven aufzeigen und ihre 
Selbständigkeit stärken. Hier sind alle Politikbereiche gefordert, die Sozial- und Bildungspo­
litik wie die Wohnungs-, Wirtschafts- und Familienpolitik, denn es geht darum, Aus­
bildungsstellen und Arbeitsplätze vorzuhalten. Es geht um preiswerten Wohnraum, um die 
Bereitstellung attraktiver Bildungsangebote ebenso wie darum, für ausreichende Freizeit­
möglichkeiten zu sorgen. 

Entgegen allen Unkenrufen zeigen uns aktuelle Untersuchungen, daß junge Menschen 
durchweg aufgeschlossen und optimistisch in die Zukunft blicken. Klare Wertvorstellungen 
werden genannt: Frieden in der Welt, wahre Freundschaft, Freiheit des Denkens und 
Handelns und familiäre Sicherheit stehen demnach vorne. Die vielzitierte Gewaltbereitschaft 
gibt es nur bei ganz wenigen jungen Menschen. Die übergroße Mehrheit von ihnen will 
Konflikte friedlich lösen . 

Wrr wissen auch, daß bei nicht wenigen Jugendlichen die Zukunftsangst wächst durch 
hohe Anforderungen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, den Bedeutungsverlust 
traditioneller Lebenspläne und die zunehmende Einsamkeit, die auch daher rührt, daß die 
alten Sozialisationsinstanzen nicht mehr taugen. Junge Menschen können aber nur dann 
Selbstwertgefühl empfinden, wenn ihnen auf dem Arbeitsmarkt, in Parteien, Kirchen und 
Verbänden vermittelt wird, daß sie gebraucht werden, mitgestalten und mitbestimmen 
können. Die CDU wird sich besonders dafür einsetzen, daß jungen Menschen Angebote 
nach ganzheitlicher, nicht kommerzieller Freizeitgestaltung und Wohnraum vorfinden. 

Nachdenklich stimmt uns die zunehmende Politikverdrossenheit junger Menschen, denn 
sie wirkt sich negativ auf ihre Bereitschaft aus, sich politisch und gesellschaftlich zu 
engagieren. Wenn unsere Demokratie aber lebendig bleiben will, dann braucht sie Jugendli­
che, die sich nicht in den SchmoUwinkel zurückziehen, sondern sich am öffentlichen Leben 
aktiv beteiligen sowie Entscheidungen und Entscheidungsprozesse mitgestalten. Politik mit 
der Jugend heißt daher, die junge Generation stärker als bisher einzubeziehen, sie zu Wort 
kommen zu lassen und nicht zu versuchen, sie aufgrund eigener Lebenserfahrungen zu 
belehren oder sie als parteipolitisches Feigenblatt zu mißbrauchen. Wir brauchen ihre Kritik, 
wenn wir nicht in Selbstzufriedenheit und Stagnation versinken wollen. 
Das heißt für uns: 
- Wrr wollen, daß alle Politikbereiche die Belange junger Menschen berücksichtigen und 

einbeziehen. 
- Wir wollen eine werteorientierte Erziehung in Familie und Schule unterstützen und 

fördern. Dazu werden wir Modelle der Zusammenarbeit von Schule und Familie entwik­
keln. Das Zusammenleben der Generationen, das Miteinander zwischen Deutschen und 
Ausländern, der Gedanke gegenseitiger Toleranz und Achtung gerade auch gegenüber den 
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Schwachen in unserer Gesellschaft sind Ziele einer solchen Werteerziehung und Zeichen 
unserer Werteverantwortung. 

- Wir wollen im Flächenland Niedersachsen ein breites wohnortnahes Schul-, Hochschul­
und Ausbildungsangebot. Bildungsangebote dürfen sich nicht nur auf Ballungszentren 
konzentrieren, sondern sind gerade auch im ländlichen Raum vorzuhalten. 

- Wir unterstützen Jugendverbände, Jugendgruppen und Jugendinitiativen, die über ein 
reichhaltiges Angebot an sinnvoller Freizeit- und Lebensgestaltung hinaus einen wichti­
gen Beitrag zur Solidarität und Mitverantwortung erbringen. Unsere Unterstützung geht 
aus vom Subsidiaritätsprinzip und will daher vor allem Gruppen und Initiativen in die 
Lage versetzen, sich selbst zu helfen. Gerade auch angesichts der Konkurrenz kommerzi­
eller Freizeitanbieter wollen wir die Stellung der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter verbessern. 

- Wer benachteiligte und gefährdete Jugendliche ins persönliche und politische Abseits 
steUt, der treibt sie nicht nur Extremisten in die Arme. Dies gilt auch für die Minderheit 
gewaltbereiter Jugendlicher. Wir wollen die Betroffenen nicht ausgrenzen und deshalb die 
bewährten Einrichtungen der Jugendsozialarbeit weiter fördern. Wir wollen die struktu­
reUe Benachteiligung junger Mädchen und Frauen, aber auch von Jugendlichen auf dem 
Lande durch Fördermaßnahmen abbauen helfen. 
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24. Kapitel 

Mit den Frauen Gleichberechtigung 
durchsetzen 

Die Niedersachsen-CDU setzt sich für eine partnerschaftliche Gesellschaft ein, in der Frauen 
und Männer alle Bereiche des privaten und öffentlichen Lebens miteinander verantwortlich 
gestalten. Auch wenn wir auf diesem Weg bereits Erfolge zu verzeichnen haben, sind wir 
dennoch weit entfernt von partnerschaftlichen Strukturen in allen Lebensbereichen. 

Noch Immer tragen Frauen die Hauptlast der Famlllenarbelt. 

Noch immer sind sie hinsichtlich ihres Einkommens und ihrer sozialen Absicherung 
benachteiligt. 

Noch immer ist die Gleichberechtigung in der Praxis der Arbeitswelt nicht verwirklicht. 
Frauen werden die weniger qualifizierten Arbeit plätze zugewiesen, sie sind überproportio­
nal von Arbeitslosigkeit betroffen und haben wesentlich häufiger als Männer befristete oder 
ungesicherte Arbeitsverträge. 

Und noch immer sind Frauen in Führungspositionen von Staat, Wirtschaft und Gesell­
schaft unterrepräsentiert. 

Um dieses fundamentale Ungleichgewicht weiter abzubauen, hat sich die Niedersachsen­
CDU im Niedersächsischen Landtag dafür eingesetzt, die Förderung der tatsächlichen 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und das Hinwirken auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile als Aufgabe des Staates in die Niedersächsische Verfassung aufzuneh­
men. Und wir setzen uns dafür ein, daß eine entsprechende Bestimmung Eingang ins 
Grundgesetz findet. 

Wu lassen uns von der Überzeugung leiten, daß es nicht Aufgabe des Staates sein kann, 
Frauen oder Männer ein bestimmtes Rollenbild vorzugeben. Wu wollen im Rahmen einer 
umfassend angelegten, ganzheitlich ausgerichteten Politik dazu beitragen, daß Frauen und 
Männer Familie und Arbeitswelt besser als bisher verbinden können. Wir wollen eine 
wirkliche Wahlfreiheit. 
- Im Berufsleben wollen wir nicht durch Quoten, sondern durch gesetzlich verankerte 

Förderpläne für alle Bereiche des öffentlichen Lebens, insbesondere den Anteil der Frauen 
in verantwortlichen Tätigkeiten erhöhen. 

- Für Frauen und Männer, die ihre Erwerbstätigkeit der Kinder wegen oder aus Gründen 
von Pflegetätigkeit unterbrechen, wollen wir für flankierende Angebote sorgen, damit sich 
die Unterbrechungszeit nicht nachteilig auf ihre berufliche Entwicklung auswirkt und die 
Rückkehrchance auf den Arbeitsmarkt erhalten bleibt. 

- Wir fordern die Tarifpartner auf, darauf hinzuwirken, daß auch im Bereich der freien 
Wutschaft verstärkt eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglicht wird und daß 
vermehrt Teilzeitarbeitsplätze auch für hochqualifizierte Berufe bereitgestellt werden. 

- Wir wollen Förderprogramme für Berufsrückkehrerinnen und -rückkehrer, bei 
denen der öffentliche Dienst Vorbildfunktion einnehmen muß. 
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Die Stellung der Frauen im ländlichen Raum wollen wir u. a. durch Beratungsangebote 
für Bäuerinnen bei der Hofaufgabe und die Erschließung neuer Einkommensmöglichkeiten, 
die Schaffung von Arbeitsplätzen in strukturschwachen ländlichen Gebieten, die Erhöhung 
der Mobilität durch verbesserte Verkehrsanbindungen, den Erhalt von Einrichtungen, die der 
Grundversorgung dienen und durch den Ausbau von mobilen Diensten und Leistungen 
verbessern. 

Gewalt gegen Frauen und Mädchen durch körperliche und seelische Mißhandlung gehört 
zu den bedrückendsten Erscheinungen unserer Gesellschaft. Sie reicht von der Belästigung 
auf der Straße, im Berufsleben und in der Schule bis hin zu den vielfältigen Formen der 
Gewalt und des sexuellen Mißbrauchs. 

- Wir halten dabei vorbeugende und nachbetreuende Hilfen für ebenso erforderlich wie 
Hilfen in akuten Notsituationen. 

- Wu werden daher Ehe- und Familienberatungsstellen, deren Hilfsangebote sich auf die 
Gesamtheit problematischer Lebensumstände bezieht, ein ausreichendes bedarfsgerechtes 
Angebot an Frauenhäusern für betroffene Frauen und ihre Kinder, ein Netz von Nach­
betreuungsangeboten und besondere Hilfen bei der Wohnungs- und Arbeitsvermittlung 
nach Verlassen des Frauenhauses sowie ein kostenloses und flächendeckendes Notruf­
system vergewaltigter und mißhandelter Frauen unterstützen. 

- Der Gewalt gegen Frauen wollen wir durch eine Stadt- und Verkehrsplanung, die den 
Sicherheitsbedürfnissen der Frauen und Mädchen Rechnung trägt, vorbeugen. 
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25. Kapitel 

Ältere Menschen gehören in unsere Mitte 

Eine humane Gesellschaft ist für uns nur denkbar als eine Gemeinschaft von jungen und 
alten Menschen. Wtr wollen daher der Tendenz entgegenwirken, dem Jungsein einen 
absoluten Wert zuzumes en und die alten Menschen an den Rand der Gesellschaft, in die 
Isolation und Vereinsamung, zu drängen. 

Nie zuvor haben ältere Menschen so sehr ihre Erfahrung, ihre Tatkraft und ihr Engage­
ment zu ihrem eigenen und dem Nutzen aller eingebracht. Das gilt für das Engagement in 
Vereinen und Verbänden, in der Politik sowie in neuen Initiativen der Senioren wie ,,Alt hilft 
Jung" oder den Seniorenaktivitäten in den neuen Ländern und in Osteuropa. Im Mittelpunkt 
unserer Sozialpolitik stehen nicht Betreuung und Pflegebedürftigkeit, sondern aktives 
Älterwerden. 

Für die elbständige Lebensgestaltung ist zunächst die materielle Sicherheit eine entschei­
dende Voraussetzung. Wrr wollen der älteren Generation einen sicheren Lebensabend und 
Anerkennung für die erbrachte Lebensleistung gewährleisten. Die Renten müssen sicher 
sein. 

Über die materielle Sicherheit hinaus wollen wir das Miteinander von Jung und Alt, das 
Verständnis und die Hilfsbereitschaft zwischen den Generationen fördern. Dazu gehört auch, 
daß wir den alten Menschen ermöglichen, möglichst lange in ihrer aus verschiedenen 
Altersgruppen zusammengesetzten Nachbarschaft zu wohnen. Wtr werden uns daher für den 
Bau altengerechter Wohnungen mitten in der Stadt einsetzen. 

Ein dichtes Netz von Treffpunkten und mobilen Diensten kann ebenfalls die Selbständig­
keit und die Eigeninitiative alter Menschen fördern. Der Aufbau von Seniorenbüros schafft 
eine Informations- und Kontaktstelle für Menschen, die Hilfe anbieten, ebenso wie für 
HiJfesuchende. Helfer wie Hilfsbedürftige aus unterschiedlichen Altersgruppen und in 
unterschiedlichen sozialen Situationen, kinderreiche Familien und Alleinerziehende, Alte 
und Junge können Hilfe benötigen oder anbieten. Das Seniorenbüro kann auch eine 
Koordinierungsstelle für Selbsthilfeinitiativen alter Menschen sein. 

Uns bedrückt, daß besonders ältere Menschen immer häufiger Opfer von Straftaten 
werden. Ihre Freiheit wird beeinträchtigt durch die zunehmende Angst, allein auf die Straße 
zu gehen. Wtr wollen den Schutz älterer Menschen verstärken. Spezielle Betreuungsan­
gebote durch die Polizei solJen die Verbrechensvorsorge verbessern. Die von uns vorge­
schlagenen Sicherheitsbeiräte in den Kommunen sollen den Aspekt der Sicherheit für alte 
Menschen zu einem ihrer Schwerpunkte machen . 

Für alte Menschen, die der ambulanten Pflege bedürfen und für deren Familien, leisten 
die durch die CDU-Landesregierung aufgebauten Sozialstationen inzwischen unersetzliche 
Dienste. Sie sorgen dafür, daß auch pflegebedürftige alte Menschen möglichst lange in ihrer 
vertrauten Umgebung und vielfach im Kreis ihrer Familie leben können. 

Aufgrund der abzusehenden demographischen Entwicklung, die auch eine Überalterung 
der Pflegepersonen zur Folge haben wird und aufgrund der Zunahme der Einpersonenhau -
halte wird die Pflege in der Familie zunehmend ein Problem. Wir werden die Möglichkeiten 
der Selbsthilfe darum durch einen Ausbau von farnilienentlastenden Diensten stärken. 
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Aktivierende und ganzheitliche Pflege ist auch im ambulanten Bereich zu verwirklichen. 
Wir werden uns dafür einsetzen, daß das Freiwillige Soziale Jahr auch in kinderreichen 
FarniJien, in Familien mit Behinderten, Kranken und Pflegebedürftigen abgeleistet werden 
kann. 

Die anstehenden Herausforderungen verlangen aber nicht nur den Ausbau und die 
Verbesserung der ambulanten Hilfe. Auf der Basis des Standes der Altenforschung werden 
wir auf eine Umstrukturierung der bisherigen Form der teilstationären (z. B. Tagespflege) 
und der stationären (z. B. Hilfe in Pflegeheimen) Hilfe hinwirken, um die Lebensqualität im 
Alter zu erhöhen. Durch eine sinnvolle Vernetzung der einzelnen Hilfen soll die Eigenstän­
digkeit der alten Menschen möglichst lange erhalten werden. 

Die Anerkennung, die wir für die häusliche Pflege empfinden, gilt auch unseren qualifi­
zierten und einsatzbereiten Pflegekräften in den Sozialstationen und den verschiedenen 
Einrichtungen für die ambulante und stationäre Pflege. Wir werden uns daher auch für die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen, für familiengerechte Arbeitszeitregelungen sowie für 
verbesserte Auf tiegsbedingungen einsetzen. 
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26. Kapitel 

Niedersachsen - eine Heimat auch für 
Ausländerinnen und Ausländer 

In Niedersachsen leben über 400.000 Menschen ausländischer Herkunft. Sie sind nicht nur 
eine Bereicherung für unser Land, sie sind ein selbstverständlicher Bestandteil geworden. 
Viele von ihnen leben in der zweiten oder dritten Generation bei uns. Niedersachsen ist für 
sie so zur Heimat geworden, wie es Heimat für viele Bürgerinnen und Bürger deutscher 
Herkunft ist. Wir wi en, daß weder unsere Wirtschaft noch unsere sozialen Sicherungs­
systeme auf sie verzichten können. 

Unabhängig von ihren ökonomischen und kulturellen Leistungen müssen wir mit 
Abscheu feststellen, daß Menschen ausländischer Herkunft in letzter Zeit immer wieder 
Opfer fremdenfeindlicher Verbrechen wurden. Wir wissen, daß die fast ausschließlich 
männlichen und zum großen Teil jugendlichen Gewalttäter oft aus zerrütteten familiären 
Verhältnissen kommen und Angst vor sozialer Deklassierung haben. Das darf aber nicht von 
ihrer persönlichen Verantwortung ablenken und schon gar nicht als Entschuldigung gelten. 
Persönliche Perspektivlosigkeit ist kein Grund, anderen Menschen nachts Brandsätze ins 
Schlafzimmer zu werfen. 

Denn jeder Mensch hat unabhängig von seiner Herkunft, seinem Geschlecht, seiner 
Gesundheit oder seiner persönlichen Leistungsbereitschaft ein Recht auf den Schutz seiner 
Menschenwürde vor physischer Gewalt und vor Diskriminierung. 

Durch den verstärkten Einsatz von Streetworkern in der Sozialarbeit, durch die 
Förderung der verbandlichen und der offenen Jugendarbeit, durch eine bessere Lehrer­
ausbildung und vor allem durch eine investitions- und arbeitsplatzintensive Wirtschaftspoli­
tik wollen wir den sozialen Nährboden eindämmen, auf dem Fremdenfeindlichkeit gedeiht. 
Gewalttäter und unverbesserliche Agitatoren haben allerdings mit der Härte de Gesetzes 
und permanentem Verfolgungsdruck zu rechnen. 
- Wir werden daher die Polizei besser ausstatten und das Verfassungsschutzgesetz so 

ändern, daß eine wirksame Beobachtung Rechts- und Linksradikaler in Niedersachsen 
wieder möglich wird. 

- Wir woUen, daß die seit langem bei uns lebenden Ausländerinnen und Ausländer sich in 
unserer Gesellschaft integrieren und an der Gestaltung und Mitbestimmung des öffentli­
chen Lebens teilnehmen. Wir haben daher al die deutsche Europapartei das kommunale 
Wahlrecht für EG-Bürger als Vorstufe zur allgemeinen EG-Staatsbürgerschaft möglich 
gemacht. Auf der Grundlage künftigen Rechts stellt dieses ein nützliches Instrument zur 
Verbesserung der Integration dar und beschleunigt die europäische Einigung. Ein allge­
meines Ausländerwahlrecht läßt das Grundgesetz zu Recht nicht zu. Wegen der Bewälti­
gung der Zuwanderung deutscher Aussiedler ist derzeit ein Einwanderungsgesetz nicht 
sinnvoU. Langfristig halten wir allerdings eine umfassende Regelung der Zuwanderung 
nach Deutschland für notwendig. 

Für Ausländerinnen und Ausländer, die seit mehr als 10 Jahren hier leben und arbeiten, für 
diejenigen, die in Deutschland geboren und aufgewachsen ind, woUen wir Rechtsgrundla-
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gen, in denen konkret die Voraussetzungen für einen Rechtsanspruch auf Einbürgerung 
geregelt ind. 

Doppelte Staatsbürgerschaften sollten in der Regel vermieden werden, Ausnahmen sind 
dort sinnvoll, wo die Aufgabe der ausländischen Staatsbürgerschaft mit unzumutbaren 
Nachteilen verbunden ist. 

Die Veränderungen der letzten vier Jahre haben auch dazu geführt, daß Deutschland zu 
einem der Ziele der weltweiten Armutswanderungen geworden ist. Für eine derartige 
Entwicklung war unser altes Asylrecht nicht geschaffen. Es hat zu lange gedauert, bis die 
jahrelange Überlastung unserer Städte und Gemeinden mit der Unterbringung der Asyl­
bewerber die SPD zur Einsicht gebracht hatte, unser Asylrecht den neuen Gegebenheiten 
anzupassen. Trotzdem hat die rot-grüne Landesregierung dem Asylkompromiß im 
Bundesrat nicht zugestimmt. 

Wir werden dafür sorgen, daß auch in Niedersachsen der Asylkompromiß zügig umge­
setzt wird. Politisch, rassisch oder religiös Verfolgte müssen allerdings auch weiterhin 
Aufnahme bei uns finden. 
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27. Kapitel 

Schlanke Verwaltung 
schnelle Genehmigung -
unbürokratisches Handeln 

Die Behörden des Landes und der Kommunen sind ein Dienstleistungsbetrieb für die 
Bürger. Die Einwohnerinnen und Einwohner erwarten einen Staat, der Rahmenbedingungen 
für ein sozial gesichertes Leben in innerem und äußeren Frieden schafft, der schnelle und 
gerechte Entscheidungen trifft sowie den Willen zur Leistung nicht durch übermäßige 
Steuern und Abgaben bremst. Für die Zukunft darf es nicht mehr um den weiteren Ausbau 
staatlicher Dienstleistungen, sondern - wenn überhaupt - nur noch um den Umbau gehen. 
Wenn neue Aufgaben unabweisbar sind, muß die Finanzierung durch den Abbau an anderer 
Stelle sichergesteUt werden. Um den geänderten Rahmenbedingungen Rechnung zu tragen, 
muß der Staatsverbrauch eingeschränkt werden. 

Die CDU wird aUe Aufgaben auf ihre Berechtigung und Notwendigkeit hin überprüfen. 
Bei der Aufgabenkritik handelt es sich um eine ständige Aufgabe, die gemeinsam mit den 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes kontinuierlich und systematisch betrieben werden 
muß. Aufgaben, die sich überholt haben, müssen abgebaut und umständliche Verwaltungs­
verfahren sowie Richtlinien vereinfacht werden. Jeder Gesetzentwurf muß Angaben über die 
zu erwartenden Investitions- und Folgekosten für alle Ebenen des Staates sowie der 
Wirtschaft enthalten und dabei besonders auf den zu erwartenden zusätzlichen Personal­
bedarf eingehen. Jeder Gesetz- und Verordnungsgeber muß die konkrete Finanzierung der 
Gesamtkosten für aUe Ebenen des Staates darlegen. 

Ausstattungs- und Leistungsvorschriften in Gesetzen, Verordnungen und Verwaltungs­
einheiten führen zu einer Verteuerung der Herstellungs- und Betriebskosten von öffentlichen 
Einrichtungen: ihre Überwachung bindet übermäßig viel Personal , das mit der eigentlichen 
Leistungsherstellung nichts zu tun hat, auch verhindern sie oft preiswertere Initiativen. Um 
zu einer wirklichen Umkehr bei den Leistungsstandards zu kommen, wird die CDU 
praktisch alle Leistungsstandards für fünf Jahre außer Kraft setzen. 

Es ist zu prüfen, wie und durch den wen die verbleibenden Aufgaben erledigt werden 
soUen. Dabei wird die CDU nach folgenden Richtlinien vorgehen: 
- Wir wollen Doppelarbeit vermeiden und die Zahl der an einer Entscheidung mitwirken­

den Behörden reduzieren. Der Idealfall ist, daß sich nur eine Institution mit einem Antrag 
befassen muß. Dazu gehört auch ein Abbau der Mischfinanzierung. 

- Zur kostengünstigen Erfüllung muß für jede einzelne Aufgabe der organisatorische 
Maßanzug gefunden werden. Die CDU tritt dafür ein, daß die staatliche Ebene, die den 
Umfang einer Leistung maßgeblich bestimmt, auch für die Finanzierung verantwortlich 
sein muß. 

- Die Entscheidung sollte, wenn immer möglich, auf der untersten Stufe und räumlich nah 
gefällt werden. Das wäre in der Regel durch die Gemeinde, Stadt oder der Landkreis. 
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- Mischfinanzierungen, mit denen das Land die Entscheidungsfähigkeit der Kommunen 
über Gebühr einschränkt, wollen wir abbauen. 

- Deshalb wollen wir das Subsidiaritätsprinzip deutlicher betonen und die kommunale 
Selbstverwaltung stärken. Den Selbstverwaltungsorganisationen, wie zum Beispiel den 
Kammer, kommt in diesem Zusammenhang ebenfaUs besondere Bedeutung zu. 

- Entscheidungsvorbehalte vorgesetzter Behörden oder gar der Ministerien führen zu 
zeitlichen Verzögerungen und sorgen für Doppelarbeit, deshalb müssen alle Gesetze und 
Verordnungen sowie Verwaltungsvorschriften durchforstet und die Zahl drastisch 
eingeschränkt werden. 

- Darüber hinaus muß durch eine Funktionalreform dafür gesorgt werden, daß auf jeder 
Ebene nach Möglichkeit nur eine Behörde vorhanden ist. Neue Behörden wie zum 
Beispiel Regionalverwaltungen und damit eine Regionalisierung Niedersachsens, lehnt 
die CDU ab. 

- Die Vielzahl in den letzten Jahren auf Landesebene entstandenen Sonderbehörden muß 
kritisch überprüft und reduziert werden. Wo eine einheitliche Aufgabenerfüllung 
notwendig ist, müssen diese als Vorortaufgaben an eine Bezirksregierung verlagert 
werden. Die in einem Flächenland wie Niedersachsen notwendigen Bezifksregierungen 
müssen durch Entscheidungskompetenzen gestärkt und die Briefkastenfunktionen 
abgebaut werden. 

- Demgegenüber können die Ministerien wieder auf ihre Ursprungsfunktion der 
Vorbereitung der Gesetzgebung und der generellen Leitungsentscheidungen sowie 
des Ansprechpartners für den Landtag zurückgeführt werden. Vollzugsaufgaben 
müssen ausgelagert werden. Allein in den Ministerien hat die rot-grüne Landesregierung 
den Personalbestand unverantwortlich um 20 Prozent aufgestockt und zusätzliche 
Ministerien und Abteilungen geschaffen. Wir wollen den ausgeuferten Personalbestand in 
den Ministerien wieder reduzieren. 

- Die CDU will durch echte Kostenkalkulationen in aUen Teilen der Verwaltung das 
Kostenbewußtsein fördern und so zum sparsameren Umgang mit öffentlichen Mitteln 
anhalten. Um Wirtschaftlichkeitsberechnungen und Verwaltungsbetriebskennziffern zur 
Messung der Verwaltungsleistung nach dem Vorbild der Privatwirtschaft entwickeln zu 
können, muß die Kameralistik durch ein neues Rechnungswesen ersetzt werden. 

- Um die staatlichen Gelder gezielter einzusetzen, muß die Verantwortung einzelner 
Personen gestärkt werden. Neue ModeUe der Verwaltungsführung und Aufgaben­
erledigung, wie dezentrale Ressourcenverwaltung, Tilburger Modell und Budgetierung, 
müssen verstärkt Anwendung finden und sollten an möglichst vielen Stellen erprobt 
werden. Hierzu eignen sich sehr gut kulturelle Einrichtungen, bei denen, wie zum Beispiel 
den Museen, auch die Frage der Teilrechtsfähigkeit geprüft werden sollte. Der Einsatz 
selbsterwirtschafteter Mittel fördert Motivation und Aktivität. 

- Die Möglichkeiten der neuen Kommunikationstechniken und -infrastrukturen müssen 
konsequent zur Kostenverringerung und Leistungsverbesserung in der öffentlichen 
Verwaltung genutzt werden. Durch ihren sinnvollen Einsatz können einfachere Leistungen 
auch wieder in den Dörfern und Ortsteilen angeboten werden. 

- Einen wichtigen Beitrag zur Kostensenkung muß die Gesetzgebung leisten. Weniger und 
einfachere Gesetze erleichtern den Verwaltungsvollzug und machen ihn damit kostengün­
stiger. 
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Den öffentlichen Dienst reformieren - Mitarbeiter motivieren 

Wtr wollen den nach diesem Konzept verringerten Aufgabenbestand mit einem verkleiner­
ten, aber leistungsbereiten und leistungsgerecht bezahlten öffentlichen Dienst bewältigen. 
Dazu müssen die Arbeitsbedingungen sowohl von den Leistungsanforderungen her als auch 
von den Perspektiven denen der Wirtschaft angepaßt werden. 

Wtr werden uns dafür einsetzen, daß wirtschaftliches Denken, Phantasie und Kreativi­
tät im öffentlichen Dienst belohnt und den in den Behörden für das Arbeitsergebnis 
Verantwortlichen der dafür erforderliche Entscheidungs- und Einflußspielraum gegeben 
wird. 

Wir wollen im öffentlichen Dienst das Leistungsprinzip stärken und dem einzelnen 
mehr Verantwortung geben. Dazu wird sich die CDU dafür einsetzen, daß mittel- und 
langfristig Besoldungs- und Vergütungsstrukturen von der Bezahlung nach Dienstalter zu 
einer nach Leistung umstrukturiert werden, daß die Stellenobergrenzen abgeschafft und 
Leistungskontrollen durchgeführt werden. Bei anhaltender, selbst zu verantwortender 
Leistungsminderung muß es wieder Sanktionsmöglichkeiten geben. 

Wtr bekennen uns zu den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums und 
wollen es durch eine stärkere Leistungsorientierung reformieren. 
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28. Kapitel 

Kriminalität bekämpfen - Sicherheit stärken 

1. Rechtsstaat sichert Schutz der Schwächeren vor den Stärkeren 

1. Das Ansteigen der Kriminalität und das wachsende Sicherheitsverlangen der Bevölke­
rung stehen in einer unmittelbaren Beziehung zueinander. Der Trend des modernen All­
tags, neue Lebensrisiken hervorzubringen, verstärkt das subjektive Unsicherheits­
empflnden. 
Bürgerinnen und Bürger, die sich bedroht und gefährdet fühlen , erwarten zu Recht, daß 
der Staat alles daran setzt, um Kriminalität und Gewalt nachhaltig entgegenzutreten. 
Für die Politik ist dieses eine große Herausforderung. Wirksame rechtliche Regelun­
gen für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger schützen die Schwa~hen vor den 
Starken, schützen den rechtstreuen Bürger gegen den Rechtsbrecher. 
Einzelne Bevölkerungsgruppen fühlen sich in besonderer Weise gefährdet: Kinder, 
Frauen, Alleinstehende, ältere Menschen. Sie erwarten Antworten. 

2. Die Niedersachsen-CDU bekennt sich zum Recht der Bürgerinnen und Bürger auf ein 
sicheres Lebensumfeld . Sicherheit bedeutet Lebensqualität. 
Die Niedersachsen-CDU will eine Gesellschaft, in der sich alle frei bewegen und sicher 
fühlen können. Sie will deshalb einen Staat, der sich zur Wehr setzt und Gesetzes­
brecher konsequent zur Verantwortung zieht. 

3. Dem Rechtsstaat muß entschieden Anerkennung verschafft werden. Wir sind deswegen 
konsequent gegen eine Mißachtung von Freiheit, Leib und Leben sowie öffentlichem und 
privatem Eigentum, wir sind gegen Fremdenfeindlichkeit. 
Deshalb setzen wir uns auch genauso energisch ein für die Bekämpfung 
- des Subventions- und Versicherungsbetruges. 
- der Wirtschafts- und Umweltkriminalität. 

II. Krlmlnalltät und Gewalt nehmen zu 

4. Niedersachsen verzeichnet eine erhebliche Zunahme der Kriminalität, insbesondere auf 
dem Gebiet der organisierten Kriminalität, der Massenkriminalität, der Gewalt sowie der 
Ausländerkriminalität. Die rot-grüne Landesregierung trägt dieser Entwicklung in keiner 
Weise Rechnung. Sie mißachtet das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung. Einzelne 
Regierungsmitglieder haben ein ungeklärtes Verhältnis zu den Sicherheitsorganen, zum 
staatlichen Gewaltmonopol, zum Rechtsstaat. Sie argumentieren mit Zerrbildern und 
belasten damit die Vertrauensgrundlage in den freiheitlichen Staat. 
1989 war noch ein Rückgang der Kriminalität in Niedersachsen um 3,5 % zu verzeichnen. 
Nach der Kriminalitätsstatistik stiegen die registrierten Delikte von 519.431 (1989) auf 
635.326 (1992) an. Allein 1992 betrug der Anstieg 13,47 %, so hoch wie seit über 
20 Jahren nicht mehr. 
Bei einzelnen Deliktbereichen ist folgende Entwicklung festzustellen: 
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Die Diebstahlkriminalität hatte 1992 einen Anteil von 61 % an der Gesamtkriminalität 
und nahm gegenüber dem Vorjahr um 14,7 % zu. Hier sind vor allem die Bereiche Kfz­
Diebstahl (+ 26,3 5), Wohnungseinbrüche(+ 18,5%), Taschendiebstahl(+ 63,11 %) zu 
nennen. Bei Raub betrug von 1988 bis 1992 der Anstieg 7,7 %, bei Straftaten gegen das 
Leben 10,8 %, bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung (u.a. sexueller 
Mißbrauch von Kindern) 5,3 %, bei Rauschgiftdelikten 40 %. 

5. Bei uns tritt immer bedrohlicher in vielfältiger Form die international arbeitende organi­
sierte Kriminalität in Erscheinung. Ein zunehmender Teil der sogenannten Alltagskrimi­
nalität, z. B. Wohnungseinbrüche, Kfz-Diebstähle und -verschiebungen werden von 
Tätern des organisierten Verbrechens begangen. Zum Betätigungsfeld dieser Syndikate 
gehören auch die Wirtschafts- und Umweltkriminalität (z.B . grenzüberschreitende 
illegale Entsorgung giftiger Stoffe oder unerlaubter Handel mit Kernbrennelementen) 
sowie die „traditionellen" Bereiche wie Drogenhandel, Prostitution, Schutzgelder­
pressung, illegaler Menschenhandel und Glücksspiel. Die professionell arbeitenden 
international verzweigten Verbrechersyndikate haben in den letzten Jahren eine neue 
Dimension und Gefährlichkeit erreicht. In Niedersachsen macht sich besonders die 
Öffnung der Grenzen Osteuropas bemerkbar. Hier werden zunehmend kriminelle 
Organisationen aus Osteuropa tätig. 

6. Darüber hinaus gibt es einen bedrohlichen Anstieg der Gewalt. Vor allem die Straftaten 
mit links- und rechtsextremistischem Hintergrund, Gewalttaten gegen ausländische 
Mitbürger und deren Unterkünfte, Minderheiten und soziale Randgruppen haben 1992 
sprunghaft zugenommen. Zunehmend finden auch Auseinandersetzungen zwischen links­
und rechtsextremistischen Organisationen statt. Mit Sorge sieht die CDU diese Zunahme 
gewalttätiger Ausschreitungen. Entschieden verurteilt sie die Übergriffe auf ausländische 
Mitbürger und deren Unterkünfte. 

7. Die Kriminalität der seit langem bei uns lebenden Ausländer unterscheidet sich 
kaum von derjenigen der deutschen Bevölkerung. Sie sind in hohem Maße integriert 
und bilden einen nicht mehr hinwegzudenkenden Bestandteil unseres Landes. Der weitaus 
größere Teil der ausländischen Mitbürger verhält sich daher gesetzestreu. Die zunehmen­
de Entwicklung der Ausländerkriminalität gibt dennoch Anlaß zur Sorge. Einen sehr 
hohen Anteil an dieser Entwicklung stellen illegal oder als Touristen einreisende Aus­
länder und Asylbewerber. So betrug der Anteil der Ausländer unter den ermittelten Tat­
verdächtigen 1991 23,49 % und 1992 34,13 %. Zieht man die Ausländer ab, die gegen 
ausländer- und asylverfahrensrechtliche Bestimmungen verstoßen haben, bleibt immer 
noch ein Ausländeranteil von 25,25 %. Im Bereich der organisierten Kriminalität über­
steigt der Anteil deutlich 50 %. Durch Benennung der Fakten muß verhindert werden, daß 
die große Masse der rechtstreu bei uns lebenden Ausländer durch eine kriminelle Minder­
heit in Mißkredit gebracht wird. Die erheblichen Zuwachsraten lassen befürchten, daß in 
den nächsten Jahren ein weiterer Anstieg zu verzeichnen sein wird, wenn nicht auf allen 
gesellschaftlichen Ebenen dieser Entwicklung entgegengewirkt wird. Vor allem der Prä­
vention kommt hier eine besondere Bedeutung zu. Sie ist vorrangig Aufgabe aller gesell­
schaftlichen Kräfte - z. B. des Elternhauses, der Schule, der Kirche, der in der Sozialar­
beit tätigen Institutionen, der Wirtschaft und auch der Medien. Weiterhin müssen für 
Polizei und Justiz organisatorische und rechtliche Rahmenbedingungen gesichert und 
geschaffen werden, die eine effektive Kriminalitätsbekämpfung ermöglichen. 
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III. Ursachen und Prävention: 

8. Streben nach einem gemeinsamen Wertekonsens: 
Die Kriminalitätsentwicklung der letzten Jahrzehnte macht deutlich, daß sich die Ein­
stellung vieler Bürger zu den Grundwerten menschlichen Zusammenlebens verändert 
hat und die Beachtung staatlicher Normen und Spielregeln von einem größer werdenden 
Teil unserer Gesellschaft immer stärker in Frage gestellt wird. Überzogenes Anspruch­
denken sowie die ausschließliche Erfüllung der eigenen Bedürfnisse und Wünsche 
werden bei vielen zu bestimmenden Faktoren ihrer persönlichen Lebensvorstellungen. 
Ferner haben gesellschaftliche Fehlentwicklung in Familie, Schule und Medien zu 
einem Schwinden des Unrechtbewußtseins und der sozialen Kontrolle bei Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen mitbeigetragen. Die Folge ist ein Verlust an allgemein 
anerkannten Wertmaßstäben und gemeinsamer Orientierung. 
Wichtige Voraussetzungen für eine künftige Begrenzung der Kriminalität ist daher 
für die CDU eine Stärkung des Wertebewußtseins und des Verantwortungsgefühls 
der Menschen. Die Gesellschaft braucht einen allgemein beachteten Konsens über 
Grundwerte. Intoleranz und Rücksichtslosigkeit sowie der Bagatellisierung von 
Rechtsverstößen ist entschieden entgegenzutreten. Auch kleinere Delikte sind Unrecht. 
Die nötigen Kurskorrekturen müssen schon im Elternhaus beginnen. Friedliches und 
sozial verträgliches Verhalten muß frühzeitig in der Kindheit vermittelt werden. 
Wo solches Lernen ausbleibt, werden Hemmschwellen zur gewaltsamen und damit 
kriminellen Durchsetzung von persönlichen Ansprüchen und Vorstellungen 
schneller überwunden. Aus diesem Grunde müssen Eltern verantwortungsbewußt ihre 
Erziehungsaufgabe wahrnehmen, um damit der Entfremdung und der emotionalen 
Bindungs- und Orientierungslosigkeit entgegenzuwirken. 
Auch die Medien haben ihre Verantwortung zu übernehmen. Untersuchungen zeigen, 
daß die zunehmenden Gewaltdarstellungen in den Medien die Hemmschwelle zur 
Gewalt besonders bei jungen Menschen senkt. Das hohe Maß an Gewalt und Kriminali­
tät im Fernsehen kann vor allem bei jungen Menschen den Eindruck vermitteln, daß 
diese zu den normalen und legitimen Mitteln der Problem- und Konfliktbewältigung 
gehören. Auf diese Weise werden falsche Leitbilder vermittelt. Die CDU fordert 
dringend eine Trendwende in den Medien durch eine verantwortungsbewußte 
Selbstkontrolle. 

9. Gewalt als Ausdruck von Perspektivlosigkeit: 
Der Anstieg der Kriminalität ist aber auch ein Zeichen für die zunehmende Armut 
und Perspektivlosigkeit in Teilen unserer Gesellschaft. Zwar hängen schlechte 
persönliche Zukunftsaussichten und die Bereitschaft, die Rechtsgüter anderer zu 
verletzen, nicht unmittelbar zusammen, doch ist der Anstieg der Kriminalität eine 
typische Folge davon, daß der Teil derjenigen, die sich in unserer immer komplizierter 
werdenden, arbeitsteiligen Gesellschaft nicht mehr zurechtfinden, größer geworden ist. 
Eine wirksame Sozialpolitik und eine investitions- und arbeitsplatzintensive Wirtschafts­
politik sind daher Voraussetzungen einer wirksamen Kriminalitätsprävention. 

10. Mitverantwortung des Bürgers 
Jeder Bürger sollte sich als aktiver Sicherheitspartner verstehen und die Gewährleistung 
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der Inneren Sicherheit nicht als alleinige Aufgabe des Staates ansehen, sondern Mitver­
antwortung tragen. Dies bedeutet für die CDU: 
- Aktive Zusammenarbeit der Bürger mit der Polizei. 
- Bürgern, die Opfer einer Straftat werden, muß Hilfe geleistet werden. Bürger 

müssen helfen statt wegschauen. 
- Gute Nachbarschaft und gegenseitige Hilfe sind ein effektiver Schutz gegen 

Eigentumsdelikte wie Einbruchs- und PKW-Diebstahl. Gute Nachbarschaft ist die 
beste Sicherheitspartnerschaft. 

- Bildung von Sicherheitsbeiräten (Vertreter von Behörden, Sachverständige, 
interessierte Bürger) zur Intensivierung und Koordinierung präventiver Maßnahmen 
auf kommunaler Ebene, um so insbesondere ortstypischen Kriminalitätsstrukturen 
und -ursachen entgegenwirken zu können. 

- Die Bürger trifft eine Mitverantwortung bei der Sicherung ihrer Wohnung und 
ihres Eigentums. 

- Der Einsatz privater Bewachungsdienstunternehmen ist ein zusätzliches Instru­
ment bei der eigenverantwortlichen, privaten Sicherheitsvorsorge des Bürgers. Sie 
sind aber weder Konkurrenz noch Ersatz für die Polizei. Private Sicherheitsunter­
nehmen haben keine Hoheitsbefugnisse, das staatliche Gewaltmonopol darf nicht 
angetastet werden. 

11. Stärkung der Akzeptanz der Polizei 
Wichtig für unsere innere Sicherheit ist die Akzeptanz der Polizei in der Bevölkerung. 
Diskriminierungen und Diskreditierungen der Polizei gilt es daher entgegenzutreten. Die 
Wichtigkeit des polizeilichen Handelns für uns alle ist zu verdeutlichen und damit das 
Ansehen der Polizei zu stärken. 

12. Weitere Maßnahmen: 
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Als weitere präventive Maßnahmen werden von der CDU u. a. für erforderlich gehalten: 
- Jugendlichen fehlt oftmals die Geborgenheit eines vertrauten Lebensumfeldes und die 

Unterstützung in einer intakten Familie. Jugend- und Sozialarbeit müssen hier 
rechtzeitig zur Unterstützung und Entlastung der betroffenen Familie eingesetzt 
werden. 

- Jugendämter sollen in enger Zusammenarbeit mit Eltern, Schulen, Jugend- und 
Sportverbänden Konzepte der offenen Jugend- und Vereinsarbeit entwickeln, die 
zu einem Abbau von Gewaltbereitschaft und der Aggressionen beitragen. Sinnvolle 
Freizeitangebote und interkulturelle Jugendarbeit können auch Vorurteilen gegenüber 
fremden Kulturen entgegentreten. 

- Für eine wirksame Bekämpfung der Drogenproblematik brauchen wir die Zusam­
menarbeit aller gesellschaftlichen Kräfte in unserem Land - bei der Aufklärung, der 
Beratung, der Rehabilitation und bei der Schaffung von erheblich mehr Therapie­
plätzen in den Ländern und Gemeinden für die intensive Betreuung der Rauschgift­
süchtigen. 

- Dem Städtebau muß künftig auch in diesem Zusammenhang eine größere Beachtung 
beigemessen werden als das bisher der Fall war. Die Folge der Anonymität der 
Wohngettos ist die Gleichgültigkeit des Einzelnen gegenüber seiner Umwelt. 
Gedrängtes Zusammenleben vieler Menschen auf engem Raum ohne individuelle 
Entfaltungsmöglichkeiten und Freizeit- bzw. Grünanlagen führt zu einer Anonymisie-

rung der Nachbarschaft und zu Aggressionen als Nährboden für Gewalttätigkeiten. 
Weiterhin wird die Begehung von Straftaten durch geringeres Entdeckungs- und 
Anzeigenrisiko zusätzlich begünstigt. 

- Nachts kann weiterhin die optimale Beleuchtung von Unterführungen und Fußgän­
gerzonen, von öffentlichen Grünanlagen sowie die Einrichtung von Frauenpark­
plätzen in Parkhäusern einen erheblichen Gewinn an Sicherheit bringen. 

IV. Organisatorische und rechtliche Rahmenbedingungen für die 
Kriminalitätsbekämpfung 

13. Unterstützung der Arbeit der Polizei 
Die Polizei ist Garant unserer Inneren Sicherheit. Sie muß ihre Arbeit effektiv wahrneh­
men können. Bei der rot-grünen Landesregierung findet sie nicht den erforderlichen 
Rückhalt. Die CDU bekennt sich zur Polizei und fordert alle Verantwortlichen auf, diese 
bei ihrer für den inneren Frieden wichtigen und schwierigen Arbeit zu unterstützen. 
Auch der Polizist ist Bürger in Uniform. 
Durch Verbesserung der Aufklärungsquote ist das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Strafverfolgung zu stärken. Der potentielle Straftäter muß mit einer hohen Ent­
deckungswahrscheinlichkeit rechnen. Weiter muß die Ahndung von Straftaten 
innerhalb kürzester Frist nach Täterermittlung erfolgen. 
Die Belastungssituation der Polizei hat sich in den letzten Jahren immer mehr verschärft. 
Für eine angemessene Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität verfügt sie oftmals 
nicht über ausreichende, teilweise antiquierte Ausstattung und schlechte berufliche 
Perspektiven. Die CDU wird daher: 
- für eine bürgernahe Einsatzstrategie sorgen. Die Polizei muß in den Städten und 

Gemeinden wieder stärker präsent sein. Sie muß mehr Zeit für den Streifendienst 
auf Straßen und Plätzen haben. Der bürgernahe Polizist ist Ansprechpartner für die 
Bevölkerung und stärkt damit durch seine Anwesenheit ihr Sicherheitsgefühl. 

- vor allem in Bezirken mit hohem Ausländeranteil in den Polizeidienststellen 
Vertrauensbeamte einsetzen, die mit den Lebensverhältnissen, der Kultur und 
der Sprache der ausländischen Mitbürger vertraut sind. Als deren Ansprechpartner 
sollten' sie zusammen mit den Verantwortlichen in den kommunalen Behörden Informa­
tionsveranstaltungen sowie zielgruppenorientierte Präventionsprogramme durchführen. 

- für eine angemessene Personalaufstockung der Polizei sorgen. Angesichts der 
Kriminalitätsentwicklung ist die personelle Verstärkung von der rot-grünen Landesre­
gierung sträflich vernachlässigt worden. Von 1991 bis 1993 hat es insgesamt lediglich 
rd. 200 zusätzliche Stellen im Polizeibereich gegeben, im Jahre 1993 bei der Schutz­
polizei nur 10 und bei der Kriminalpolizei nur 11 Stellen. Da insgesamt 7.600 neue 
Stellen eingerichtet wurden, verdeutlicht diese Entwicklung den untergeordneten 
Stellenwert der Polizei in der Politik der rot-grünen Landesregierung. In 14 Jahren 
CDU-geführter Landesregierung sind im Schnitt rd. 250 neue Stellen pro Jahr trotz 
angespannter Finanzsituation geschaffen worden. 

- eine aktive Nachwuchswerbung für die Polizei betreiben. Dazu müssen die Vielsei­
tigkeit und Bedeutung des Polizeiberufes für den Einzelnen und für die Allgemeinheit 
offensiv dargestellt werden. 
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- eine leistungsgerechtere Entlohnung durch eine akzeptable Regelung der 
Eingruppierung und Besoldung der Polizeibeamten sicherstellen. Die bisherigen 
Hebungsmodelle sind dazu nicht ausreichend. In einem ersten kurzfristig einzuleiten­
den Schritt sollte das Eingangsamt bei der Polizei von A 7 nach A 8 angehoben 
werden. Mittelfristig soll die zweigeteilte Laufbahn eingeführt werden. 

- die Polizeidienststellen mit modernen, zweckentsprechenden technischen Möglich­
keiten, insbesondere EDV, ausstatten. Die investiven Ausgaben für die Polizei 
müssen daher erhöht werden. 

- durch eine kritische Überprüfung der Aufgaben der Polizeiarbeit infolge Auf­
gabenbereinigung und Aufgabenumschichtung zu ätzliche Personalkapazitäten der 
Polizei freisetzen. Die frei werdenden Beamten sollten in der Kriminalitätsvor­
beugung und Strafverfolgung eingesetzt werden. 

Die CDU schlägt dazu u.a. vor: 
a) Alle Innendienstfunktionen der Polizei werden auf die Notwendigkeit ihrer Wahr­

nehmung durch Polizeivollzugsbeamte überprüft. Reiner Verwaltungsdienst sollte 
möglichst von Angestellten durchgeführt werden. 

b) Konzentration des Polizeieinsatzes auf die kriminalitätsrelevanten Zeiten und 
-Bereiche. Auf diese Weise soll die Präsenz der Polizei in der Öffentlichkeit erhöht 
werden. 

c) Entlastung der Polizei von nichtpolizeitypischen Tätigkeiten (u. a. von Ermitt­
lungsersuchen der zuständigen Behörden im Rahmen von Ordnungswidrigkeitsver­
fahren, von der Begleitung von Gefangenentransporten (Aufgabe der Justizverwal­
tung) und von der Begleitung von Wert- oder Schwertransporten). 

d) Die Möglichkeit der Freistellung der Polizei von der Unfallaufnahme zum Zweck 
der Verfolgung zivilrechtlicher Ansprüche ist zu prüfen. 

e) Überprüfung des bisherigen Objekt- und Personenschutzes. Diese Aufgaben 
können zumindest teilweise durch private Sicherheitsdienste erfüllt werden. 

f) Verkehrsregelung und Ordnungsdienst bei kommerziellen Großveranstaltungen 
sind grundsätzlich Aufgaben des Veranstalter . Sollte ein Polizeieinsatz dennoch 
ausnahmsweise erforderlich sein, müssen die Veranstalter zu den Kosten herangezo­
gen werden. 

14. Verbesserung der rechtlichen Instrumentarien: 
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Für eine effektivere Bekämpfung der Kriminalität hält es die CDU für unbedingt 
erforderlich, die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine wirksame Gefahrenabwehr 
zu verbessern. Der rot-grüne Polizeigesetzentwurf enthält die falschen Antworten auf 
die Herausforderungen. 
Die Handlungsfähigkeit der Polizei wird nämlich zum Schaden der Bürger einge­
schränkt. Im einzelnen fordert die CDU u.a.: 
a) Auf Bundes- und Landesebene sind die rechtlichen Voraussetzungen zum verdeckten 

Einsatz technischer Mittel zum Abhören des in Wohnungen nichtöffentlich gespro­
chenen Wortes zu schaffen. Dies ist als Beweissicherungsmittel vor allem zur 
wirkungsvollen Bekämpfung der organisierten Kriminalität unverzichtbar. Rot-grün in 
Niedersachsen lehnt eine derartige Regelung ab und behindert damit wirksame 
Maßnahmen gegen Schutzgelderpressung, Prostitution, illegalen Menschenhandel 
sowie systematische Markterschließung durch Drogenkartelle. 

b) Der Einsatz verdeckter Ermittler ist ein unverzichtbares Instrument der 
Kriminalitätsbekämpfung. Dies kann aber nur dann wirksam gelingen, wenn sich 
diese verdeckten Ermittler, um eine schnelle Enttarnung zu verhindern, in einem 
gesetzlich bestimmten Rahmen milieubedingt verhalten können. Die Internationalisie­
rung insbesondere der organisierten Kriminalität setzt dem Einsatz verdeckter 
deutscher Ermittler zunehmend Grenzen. Es ist daher der Einsatz verdeckter 
Ermittler nicht-deutscher Herkunft erforderlich, um gegen ethnische abgeschlos­
sene Tätergruppierungen besser vorgeben zu können. 
Der durch Bundesgesetz geregelte Einsatz verdeckter Ermittler, den die rot-grüne 
Landesregierung im Bundesrat abgelehnt hat, kann diesen Einsatz aufgrund der gel­
tenden Gesetzgebungsverteilung zwischen Bund und Ländern nur zur Strafverfol­
gung erlauben. Deswegen bedarf es einer Landesregelung für den Einsatz zur 
Straftatenverhütung und -vorbeugung durch frühzeitige Vorfeldbeobachtung. 
Auch dies wird von der rot-grünen Landesregierung abgelehnt, obwohl fast alle 
anderen Landespolizeigesetze derartige Regelungen enthalten. 

c) Die Einsatzmöglichkeiten für Rasterfahndungen müssen erweitert werden. 
d) Datenschutz darf nicht zum Täterschutz führen und damit eine wirksame Arbeit 

der Polizei verhindern. Es sind daher die Datenschutzregelungen unter rechtsstaat­
lichen Voraussetzungen zu überarbeiten und zu straffen. 

e) Möglichkeit des vorbeugenden Unterbindungsgewahrsams Verdächtiger durch die 
Polizei entsprechend der in der Praxis bewährten Regelungen anderer Bundesländer 
wie Bayern, insbesondere im Bereich der organisierten Kriminalität und im Falle der 
Wiederholungsgefahr bei reisenden extremistischen Schlägerbanden. 

f) Einen wirksamen Zeugenschutz zur nachhaltigen Berücksichtigung der Interessen 
des Zeugen, wenn er oder eine andere Person an Leib oder Leben gefährdet sind. Aus 
diesem Grunde sollte insbesondere ermöglicht werden, die Vernehmung eines ge­
fährdeten Zeugen im Wege der Fernseh- oder mittels Tonübertragung vorzunehmen. 
Gerade Strafverfahren gegen einflußreiche Angehörige der kriminellen Szene dürfen 
nicht daran scheitern, daß Zeugen im Falle einer Aussage um Leib und Leben fürchten 
müssen. Die Kronzeugenregelung sollte erweitert und verbessert werden. 

Der finale Rettungsschuß muß auf eine klare gesetzliche Grundlage 
gestellt werden. 

g)Eine wirksame Vorbeugung gegen Drogenmißbrauch ist nur möglich, wenn das 
Ausmaß des Drogenproblems und die davon ausgehende Gefahr für jeden einzelnen 
nicht verharmlost wird. Die Forderung nach einer Freigabe von sogenannten „wei­
chen Drogen" lehnen wir entschieden ab . Sie ist geeignet, die großen Gefahren des 
Drogenkonsums zu verharmlosen, die Hemmschwelle bei potentiellen Drogenkon­
sumenten herabzusetzen, unsere gesamte Prävention unglaubwürdig werden zu lassen. 
Eine Freigabe von sogenannten „weichen Drogen" würde mit Sicherheit zu einer 
Konsumsteigerung auch bei den harten Drogen führen. Die leichte Verfügbarkeit von 
Drogen in der Bundesrepublik Deutschland würde zwangsläufig auf einen „Drogen­
tourismus" hinauslaufen. Es wäre mit einer steigenden Anzahl Drogenabhängiger zu 
rechnen. Beschaffungskriminalität und Folgekriminalität würden sprunghaft steigen. 
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Bei einer Freigabe würde darüber hinaus die notwendige Beschränkung der Abgabe 
von Rauschgift zum Herausbilden neuer Schwarzmärkte und illegaler Handelsstruktu­
ren führen. 
Die CDU tritt deshalb dafür ein, nicht die resignative Flucht in die „Legalisierung" 
anzutreten, sondern den Kampf gegen die Drogen, gegen die Drogenbosse und 
-kartelle noch konsequenter und systematischer zu führen. 

h) Ein wichtiger Beitrag zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und 
anderer Erscheinungsformen der organisierten Kriminalität enthält das Gesetz 
über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwäschegesetz). 
Diese gesetzlichen Regelungen reichen jedoch nicht aus. So sollten u.a. die Schwel­
lenwerte für die Identifizierungspflicht überprüft und ggf. gesenkt werden. Weiterhin 
sind die gewährten Privilegierungen für Berufsgeheimnisträger bei der Kundeniden­
tifizierung aufzuheben. Ferner sollte der Anwendungsbereich des Straftatbestandes 
der Geldwäsche auch auf Beträge ausgedehnt werden, die durch Betrug, Untreue, Ur­
kundenfälschung oder Geldfälschungsdelikte erlangt werden. Bei sichergestellten Ver­
mögenswerten wird eine Beweislastumkehr befürwortet, um eine Einziehung der Ver­
mögenswerte zu gewährleisten, deren legale Herkunft der Täter nicht nachweisen kann. 

i) Der Anstieg gewälttätiger Auseinandersetzungen und hinterhältiger Anschläge ist 
besorgniserregend. Das gilt u.a. für die Übergriffe auf ausländische Mitbürger und 
deren Unterkünfte. Gewalttäter müssen daher konsequent ermittelt und nach 
kurzer Zeit verurteilt werden. Die zur Verfügung stehenden rechtlichen Handlungs­
möglichkeiten müssen überprüft und durch prozeßrechtliche Änderungen verbessert 
werden. 

j) Dringend ist eine Verschärfung des Tatbestandes des Landfriedensbruches 
erforderlich. Das vermehrt zu verzeichnende Begehen von Straftaten aus der 
schützenden Anonymität einer Menschenmenge muß beendet werden. Aus diesem 
Grunde muß sieb künftig bereits derjenige strafbar machen, der sich im Falle von 
Gewalttätigkeiten und Bedrohungen aus einer Menschenmenge heraus trotz Aufforde­
rung der Polizei nicht aus ihr entfernt. 

k) Weiterhin muß gegen Straftäter, die der Begehung einer politisch-motivierten 
Straftat mit Gewaltanwendung dringend verdächtigt werden, zukünftig bei Wie­
derholungsgefahr in weit größerem Ausmaße als bisher durch den Haftrichter 
Untersuchungshaft angeordnet werden können. Das Vorliegen einer rechtskräfti­
gen Verurteilung wegen einer Straftat gleicher Art innerhalb der letzten 5 Jahre für die 
Annahme einer Wiederholungsgefahr gern. § 112 a StPO sollte gestrichen werden. 

1) Das Strafmaß bei Gewalttätigkeiten sollte darauf überprüft werden, ob nicht die 
Mindest- und Höchststrafen angehoben werden müssen. Vor allem Gewaltdelikte 
gegen bestimmte Opfer wie Kinder, alte und behinderte Mitmenschen sollten als 
besonders schwerer Fall mit der Konsequenz eines höheren Strafrahmens qualifiziert 
werden. 

m) Ebenfalls sollte eine Erhöhung des Strafrahmens bei bandenmäßiger Drogen­
kriminalität erfolgen. Gegen Drogendealer muß härter vorgegangen werden. Die 
CDU tritt deshalb dafür ein, bei bandenmäßiger Betäubungsmittelkriminalität eine 
lebenslange Freiheitsstrafe einzuführen. Ferner befürworten wir ein strengeres 
Haftrecht für Drogenkrirninelle. 

Wir treten dafür ein, einen Straftatbestand des Mitführens von Waffen beim 
Begehen von Betäubungsmittelstraftaten einzuführen. Gleiches gilt für das 
Einsetzen von Kindern beim Betäubungsmittelhandel. 
Darüber hinaus soll ein Straftatbestand der Abzweigung von Chemikalien zum 
Zwecke der illegalen Betäubungsmittelherstellung eingeführt werden. 

n) Beschleunigte Strafverfahren gern. § 212 StPO sollten viel mehr durchgeführt 
werden, als dies bisher der Fall ist. Eine Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwalt­
schaft gegen eine das vereinfachte Verfahren ablehnende Gerichtsentscheidung sollte 
eingeführt werden. 

o)Die Möglichkeiten der Abschiebung straffälliger Ausländer unmittelbar im 
Anschluß an die Strafverbüßung müssen voll ausgeschöpft, ggf. gesetzlich noch 
erweitert werden. Erhebliche strafbare Handlungen müssen zur Verwirklichung des 
Aufenthaltsrechtes führen. Vor allem ausländische Drogendealer müssen konsequent 
abgeschoben werden. 

V. Verfassungsschutz 

Der Verfassungsschutz ist eine wichtige Säule der Inneren Sicherheit. Angesichts der 
zunehmenden Gewalttätigkeiten links- und rechtsextremistischer Organisationen sowie ihrer 
Auseinandersetzungen untereinander muß dieser in Niedersachsen wieder leistungsfähiger 
werden und die notwendige politische Rückendeckung erhalten, die dieser zur notwendigen 
Erfüllung seiner Aufgaben braucht. Das rot-grüne Verfassungsschutzrecht muß daher mit 
dem Ziel der Angleichung an das Bundesverfassungsschutzgesetz geändert werden. Der 
Verfassungsschutz muß wieder effektiv arbeiten können. 

VI. Strafvollzug 

Vor dem Hintergrund hoher Rückfallquoten kommt auch dem Strafvollzug große Bedeutung 
für die Innere Sicherheit zu. Erfolgreiche Resozialisierung, die das Ziel des Strafvollzugs­
gesetzes ist, dient zugleich auch dem Schutz möglicher künftiger Opfer. In der Praxis muß 
der Strafvollzug jedoch unter Bedingungen arbeiten, die nicht selten eine kriminelle 
Laufbahn eher noch verstärken . 
Die nur sehr begrenzt zur Verfügung stehenden Finanzmittel für den Strafvollzug dürfen 
nicht nach dem Gießkannenprinzip verteilt werden. Sie müssen vielmehr schwerpunktmäßig 
dort eingesetzt werden, wo die Wiedereingliederungschancen besonders erfolgversprechend 
erscheinen: etwa bei jugendlichen Heranwachsenden, Jungtätern oder erstverbüßenden 
erwachsenen Straftätern. 
Das Ziel des Vollzugs muß vor allem darin bestehen, dem Rückfall vorzubeugen . 
Diesem Ziel entsprechend sind die Bemühungen vor allem darauf zu richten, den Gefange­
nen durch Ausbildung, Unterricht, Beratung bei der Lösung persönlicher und wirtschaftli­
cher Probleme die Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu erleichtern bzw. kriminelle 
Neigungen zu beheben. 
Dem Gefangenen, der seine kriminelle Laufbahn abbrechen will, soll eine entsprechen­
de Chance eröffnet werden. Diese Chance kann z.B. darin bestehen, während des Straf­
vollzuges schulische oder berufliche Defizite zu beheben. 
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Es kann für den Einsatz finanzieller Mittel im Rahmen der Rückfallverhütung allerdings 
nicht gleichgültig sein, wegen welcher Tat ein Strafgefangener (vor)bestraft ist. Ferner kann 
es nicht bedeutungslos sein, wie oft ein Strafgefangener bereits straffällig wurde und wie oft 
besondere Resozialisierungsmaßnahmen bisher ohne Erfolg gewährt worden sind. 
Die Sicherheitsbedürfnisse der Bürger sind angemessen zu berücksichtigen. Insoweit 
muß auch das System der Vollzugslockerung daraufuin überdacht werden, wo sie 
sinnvoll und vertretbar erscheinen und wo nicht. Ferner müssen die Kontrollstrukturen in 
den Haftanstalten wesentlich verstärkt werden, damit z.B. der Drogenschmuggel, der 
Drogenhandel und Drogenbesitz besser als bisher unterbunden werden können. 
Soweit die entsprechende Gefahr nur gering ist (z.B. bei „Selbststellern") soll vorrangig der 
offene Vollzug durch die Enichtung von neuen Gebäuden an günstigen Standorten ausge­
baut werden. 
Die Suche nach Alternativen für den Freiheitsentzug - nicht nur im Jugendstrafrecht -
muß fortgesetzt werden. 
Die Bewährungshilfe und die außerstaatliche Entlassenenhilfe müssen ausgebaut 
werden (z.B. ,,Anlaufstellen für Straffällige"; Resozialisierungsfonds). Eine Betreuung in 
der Anstalt kann meist nur wenig nützen, wenn sie im Zeitpunkt der größten Rückfall­
gefährdung, d.h. kurz nach der Entlassung, aufhören muß. 

VII. Europäische Zusammenarbeit 

Die Staaten der Europäischen Gemeinschaft wachsen zu einem Raum ohne Binnengrenzen 
zusammen. Darin liegt zentral Niedersachsen. Der international organisierten Kriminalität 
können wir nicht mehr nur mit nationalen Maßnahmen begegnen. Die CDU fordert daher im 
Rahmen einer gemeinsamen europäischen Politik eine internationale polizeiliche Zusam­
menarbeit zur Bekämpfung der grenzüberschreitend operierenden Kriminalität. 
Dazu gehört u.a. : 
- Die Vereinbarung von Regelungen zwischen den europäischen Nachbarn, die grenzüber­

schreitende Zusammenarbeit sowie polizeiliches Eingreifen in benachbarten Grenz­
regionen zuzulassen. Die Kooperation zwischen den örtlichen Polizeidienststellen und 
Staatsanwaltschaften muß erheblich verbessert und unbürokratischer gestaltet werden. 

- Schaffung von einheitlichen europäischen Standards für die Kontrolle an den EG­
Außengrenzen und zur Verhinderung illegaler Einwanderung. 

- Umgehende Enichtung eines Europäischen Polizeiamtes (EUROPOL) mit dem Ziel der 
Bekämpfung der europaweit agierenden Organisationen im Bereich der internationalen 
Kriminalität, des illegalen Drogenhandels und der speziellen Delikte zum Nachteil der EG 
(z.B. Subventionsschwindel, Umweltdelikte usw.). 

- Eine Intensivierung der Zusammenarbeit der europäischen Zollverwaltung bei der 
Bekämpfung des Rauschgiftschmuggels, der Embargoverletzungen und der illegalen 
Einfuhr gefährlicher Substanzen (z. B. Plutonium). 

- Die Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität (u.a. Geldwäsche) durch hochspezialisierte 
Sonderdienststellen von Europol. Diese können darüber hinaus helfen, illegalen Waffen­
handel einzudämmen, Wirtschaftsembargos wirksam werden zu lassen und Mißbrauch 
bei Einsatz ausländischer Arbeitnehmer über Scheinarbeitsverhältnisse und Scheinfir­
men zu verhindern. 
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